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7. November 2014
Stellungnahme zum

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der

gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV-Versorgungsstärkungsgesetz – GKV-VSG)

§22a  Verhütung von Zahnerkrankungen bei Pflegebedürftigen und Menschen mit Behinderungen. 

Die Regelung wird von der Deutschen Praxisklinikgesellschaft e. V.(PKG) uneingeschränkt unterstützt. Wir weisen aber auch an dieser Stelle darauf hin, dass es darüber hinaus dringenden Regelungsbedarf für Kinder dieses Personenkreises für die Behandlung bereits vorhandener Schäden gibt. Es bedarf häufig langwieriger Operationen bei denen die Vergütung der Anästhesie in den Spalt zwischen den Budgets von KBV und KZBV fällt, was dazu führt dass an technischem und personellem Aufwand derart gespart wird, dass es immer wieder zu Zwischenfällen kommt, die leider auch tödlich enden. Siehe Spiegel online 23. Nov. 2012, Leitartikel Ärztezeitung v. 19. März 2013 u. a..

§27b Zweitmeinung. 

Die PKG e. V. begrüßt die gesetzliche Verankerung des Rechts auf eine Zweitmeinung bei planbaren Eingriffen. Sie bietet dafür die Kompetenz ihrer Mitglieder zur Abgabe einer Zweitmeinung an. 

§76 Freie Arztwahl. 

Das insgesamt sehr krankenhausfreundliche Gesetzesvorhaben sieht an mehren Stellen den Zugang der Krankenhäuser zur ambulanten Behandlung vor. Neben der Terminvergabe soll das auch der Durchlässigkeit der Sektorengrenzen dienen. Diese Öffnung ist einseitig. Seit Einführung der Praxisklinik in §115 SGB V hat sich das ambulant mögliche Operationsspektrum dank des medizinischen und des medizintechnischen Fortschritts drastisch erweitert. Das bisher unwidersprochene Credo „ambulant vor stationär“ ließe sich demnach erfolgreich umsetzen, wird es aber nicht im eigentlich möglichen Ausmaß, weil die Vergütung der stationären Behandlungspflicht für Praxiskliniken diesen nach wie vor verweigert wird. 

Wir fordern im Sinne des Anstands im Wettbewerb, dass Praxiskliniken im Gegenzug zur Öffnung der Krankenhäuser für die ambulante Behandlung, endlich die Möglichkeit zur kurzstationären Behandlung auch von GKV Versicherten eingeräumt wird. Die Umsetzung von §122 SGB V bietet dafür die Grundlage, unser Textvorschlag liegt vor. 

§103 Zulassungsbeschränkung

Die Verschärfung von (3a) Satz 3, nach der die „kann“ in eine „soll“ Regelung überführt wird, erkennen wir als unangemessene Förderung des planwirtschaftlichen Prinzips im deutschen Gesundheitswesen, das auch in diesem Falle einen Schweif an Bürokratie, Streit und Erfolglosigkeit nach sich ziehen wird. Wir schlagen deshalb vor, auf diese Regelung zu verzichten. 

§140a Besondere Versorgung

Wir begrüßen, dass der Gesetzgeber beabsichtigt, die Umsetzung der Integrierten Versorgung für die Vertragspartner zu entbürokratisieren. Der geplante Text vereinfacht die Erfordernisse und der Abschied von den bisherigen überflüssigen Voraussetzungen der §§73a, c und 140a würde den Vertragsabschluss für Praxiskliniken einfacher gestalten. 

Dr. Andreas Bartels                              Edgar J. Schmitt
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